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In Deutschland geht die größte terroris-
tische Gefahr von Faschisten aus: Über 
193 Todesopfer faschistischer Gewalt seit 
dem Jahr 1990. Die NSU-Mordserie mach-
te deutlich: Deutsche Geheimdienste sind 
in diese Taten tief verstrickt. Die Anwälte 
der Nebenkläger üben scharfe Kritik: Der 
NSU sei nicht etwa nur ein Trio, sondern 
ein viel größeres Terror-Netzwerk. Be-
kannt ist, dass mindestens 40 V-Leute im 
Umfeld des NSU agierten. In der Wohnung 
des Trios wurden über 100 DNA-Spuren 
gefunden. Hunderte Ziele wurden in ganz 
Deutschland ausgespäht. Man muss sich 
vor Augen führen, dass bereits fünf wich-
tige Zeugen unter mysteriösen Umstän-
den kurz vor ihrer Aussage ums Leben 
kamen.

Viele Spuren führen nach Thüringen
Der Fall der aus dem Raum Saalfeld 
stammenden Polizistin Michelle Kiese-
wetter ist bis heute nicht aufgeklärt. Was 
wusste sie über faschistische Netzwerke? 
Wollte sie aussagen?

In Saalfeld-Rudolstadt baute der Fa-
schist und V-Mann Tino Brandt (verur-
teilt wegen Kindesmissbrauchs) mit über 

200 000  DM vom Thüringer Verfassungs-
schutz den „Thüringer Heimatschutz“ auf. 

Hält Vater Staat seine schützende Hand 
über diese faschistischen Netzwerke?
Andreas Temme – ein Beamter des Lan-
desamts für Verfassungsschutz Hessen, 
hatte mit einem V-Mann in der Nazi-Sze-
ne kurz vor dem Kassler Mordanschlag 
des NSU telefonischen Kontakt.

Nach dem Telefonat begab er sich in 
das Internetcafé, in dem sich der Mord 
ereignete. 

Er war live dabei. Danach sollte der 
V-Mann vernommen werden, doch das 
Innenministerium damals unter Herrn 
Bouffier gab keine Aussagegenehmigung. 
Bouffier selbst hat 2006 einen Sperrver-
merk gemacht, d. h. die Ermittler durften 
nicht mit dem Informanten sprechen. 

Sie bekamen ihre Infos nur vom Verfas-
sungsschutz. Danach wurde Temme nicht 
etwa entlassen oder Ähnliches – nein, er 
arbeitete beim Regierungspräsidium. In-
nenminister Bouffier wurde Hessens Mi-
nisterpräsident. Ein interner Bericht des 
hessischen Verfassungsschutzes wurde 
für 120 Jahre unter Sperrfrist gestellt!

Die wahren Gefährder: NSU & CO.

Breite Wand mit Solidaritätserklärungen auf dem Rebellischen Musikfestival
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Arbeiterkämpfe, Volksproteste und  
Sozialismus/Kommunismus
Nach der Terrorismusdefinition der EU 
vom 27. Dezember 2001 kann ein großer 
oder Generalstreik, Massendemonstratio-
nen gegen die Regierung und erst recht 
jede revolutionäre Bewegung zum „Ter-
rorakt“ erklärt werden. Und gegen „Ter-
roristen“ scheint alles erlaubt. Passend 
dazu hat der Europarat 2006 die „kom-
munistische Ideologie“1 als Ursache für 
Terror, Verbrechen und Menschenrechts-
verletzungen ausgemacht. Die Regierun-
gen der EU haben große Sorge, dass der 
Sozialismus von immer mehr Menschen 
wieder als Alternative zum Kapitalismus 
angesehen wird. 

Revolutionäre und Befreiungskämpfer
Die Bundesregierung vergießt Krokodils
tränen über inhaftierte Journalisten in der 
Türkei. Was die Öffentlichkeit kaum weiß: 
In der BRD sitzen genauso türkische und 
kurdische Demokraten und Revolutionäre 
in Haft. Nach dem Motto Erdoğans: Wer 
aufmuckt, wird zum Terrorist gestempelt. 
Angeklagt werden keine Taten, sondern 
die Gesinnung: Mitglied in der TKP/ML2 
zu sein, in der Anatolischen Föderation 
oder einer kurdischen Exil-Organisation. 
Mit dem polizeilichen Verbot von kurdi-
schen Symbolen und Fahnen wird auch 
die Solidarität kriminalisiert, Demons-
tranten werden eingeschüchtert bis zu 
polizeilich verfügten Demonstrationsver-
boten. Verboten werden unter anderem 
Flaggen von YPG und YPJ, den Eziden³ im 
Irak, Kurden und andere, die Nord-Syrien 

vor dem faschistischen Islamischen Staat 
schützten. Bundesinnenministerium, Poli
zei und Justiz schüchtern hier ein und 
entschädigen Erdoğan für die öffentlich 
vorgetragenen Kritiken mit der Verfol-
gung seiner Gegner. Aber Solidarität lässt 
sich nicht verbieten. Bis März 2018 ka-
men 5 der 10 Angeklagten im Münchner 
Kommunistenprozess als Ergebnis einer 
breiten und ausdauernden Solidaritäts-
kampagne frei. Seit Januar demonstrier-

Rechtsentwicklung – gegen wen?
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1 �Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, 28. 
Dezember 2001, L344, S. 93

2 �Türkische Kommunistische Partei/Marxisten-Le-
ninisten

3 �Eziden, ein Volk mit mehrtausendjähriger Ge-
schichte, dessen Siedlungsmittelpunkt im Irak 
in den Sengal-Bergen liegt; die dortigen Eziden 
wurden durch Hunger, Durst und bewaffnete An-
griffe während der Belagerung durch den IS fast 
ausgelöscht und konnten durch das Eingreifen 
kurdischer Kämpfer gerettet werden
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ten in Deutschland 250 000 Menschen in 
Solidarität mit der vom türkischen Militär 
besetzten nordsyrischen kurdischen Pro-
vinz Efrîn.

Bundeswehr trainiert Bürgerkrieg
Im Gefechtsübungszentrum auf dem 
Truppenübungsplatz Altmark in Sach-
sen-Anhalt wurde für über 140 Millio-
nen Euro die künstliche Stadt Schnög-
gersburg gebaut, in der die Bundeswehr 
den Einsatz in Großstädten übt. Zur Stadt 
gehören Hochhäuser, Autobahn, Stadion, 
Industrieanlagen, eine U-Bahn sowie ein 
Flugplatz. Die ist die modernste Anlage 
dieser Art – vergleichbare Anlagen be-

treiben die US-Armee und das israelische 
Militär. Eindeutig ist die Anlage dafür 
ausgelegt, den Einsatz gegen die  Bevöl-
kerung zu trainieren.

MLPD
Die MLPD wird – eingerechnet ihrer 
Vorläuferorganisationen – 2018 fünfzig 
Jahre alt und nimmt seit 1984 an Wah-
len teil. Schon von Beginn an ist sie von 
Medienzensur betroffen. Mitglieder wur-
den beruflich benachteiligt, aus politi-
schen Gründen gekündigt oder aus der IG 
Metall ausgeschlossen. Seit der Bundes-
tagswahl 2017 ist eine neue Variante der 
Diskriminierung hinzugekommen: Ausge-
hend von dem ehemaligen Grünen-MdB 
Volker Beck und einem internationalen 
Netzwerk zionistischer Journalisten und 
Mossad-Agenten wird die MLPD als „an-
tisemitisch“ verleumdet. Vorwand ist die 
Zusammenarbeit mit palästinensischen 
Migranten in Deutschland und die For-
derung nach Freiheit für Palästina. Beides 
hat überhaupt nichts mit Antisemitismus 
zu tun. Die Logik der israelischen Regie-
rung und des Auslandsgeheimdienstes, 
jeden Palästinenser, kritischen Juden oder 
Israeli und jedwede Solidarität mit dem 
palästinensischen Volk als antisemitisch 
zu kriminalisieren, findet bei Monopolen 
und Staat regen Anklang: Deutsche Bank 
und Postbank kündigten der MLPD ihre 
Geschäftskonten.

Flüchtlinge und Asylsuchende
Im Koalitionsvertrag der neuen Regie-
rung ist die Devise: Konzentrations- und 
Deportationslager für alle neuen Flücht-
linge. Nichts anderes sind „Anker“- und 

Beim großen Bergarbeiterstreik von 1997 
streikten 130 000 Kumpel, besetzten Auto-
bahnen und Kanäle, um die Kohl-Regierung 
zu zwingen, ihre Bergbaupolitik zugunsten 
ihrer Arbeitsplätze zu ändern. Am 11. März 
stürmten Zehntausende die Bannmeile in 
der damaligen Hauptstadt Bonn. Heute 
wäre das Terrorismus. Aber Helmut Kohl 
schreckte vor dem vom Ältestenrat des 
Bundestags verlangten Einsatz des Bun-
desgrenzschutzes zurück. Joschka Fischer 
(Grüne) und Oskar Lafontaine (damals noch 
SPD) beschwichtigten die Bergleute mit 
faulen  Versprechen.
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„Rückführzentren“. Der zynische Höhe-
punkt bisher ist die Vereinbarung des 
EU-Gipfels Ende Juni: Staaten in Nord- 
und Zentralafrika erhalten EU-Gelder, um 
in Wüsten- oder Küsten-KZ Migranten aus 
West-, Ost- und Zentralafrika aufzuhalten. 
Schon jetzt sind dort Folter, Tod und Men-
schenhandel an der Tagesordnung. Das 
Asylrecht in Europa wird damit nahezu 
vollständig abgeschafft.

Das Gros der Flüchtlinge, die vor den 
Kriegen, der Umweltzerstörung, Armut 
oder Hungersnöten fliehen, die unter an-
derem der deutsche Imperialismus verur-
sacht, wird rücksichslos in Lebensgefahr 
zurückgeschickt. Innenminister Seehofer 
will bereits in anderen EU-Ländern re-
gistrierte Leute und solche ohne Papiere 
schon an der Grenze abweisen. 

Von Menschlichkeit kein Spur 
Stattdessen Selektion nach „Sicherheit im 
Herkunftsland“. Ein glatter Hohn: Nach mi-
nisterieller Sicht sind auch Sinti und Roma 

im Westbalkan sicher, obwohl der dort 
geschürte Nationalismus massive Pogro-
me gegen sie hervorgerufen hat. Selbst 
Afghanistan wird als „sicheres Herkunfts-
land“ geführt, wo sich Diplomaten und 
Minister nur bewaffnet und gesichert aus 
den gepanzerten Fahrzeugen trauen.  

Österreich und mehrere osteuropäische Län- 
der schwingen sich zum Scharfmacher in 
der Flüchtlingspolitik auf. Ihr Nationalismus 
und Rassismus vertieft auch die Krise der EU. 

Mit einer bundesweiten Medienkampag-
ne wurde erst die Bremer Außenstelle und 
dann das gesamte Bundesamt für Migra-
tion und Flucht in Verruf gebracht, deren 
Leiterinnen von Seehofer gefeuert. Als ob 
sie mit Menschenhändlern zusammengear-
beitet hätten. Durch Anwälte wurde schnell  
klar: Sie haben sich vorschriftsmäßig ver- 
halten, aber die Vorschrift hat noch nicht 
Seehofers neuen Rechtskurs umgesetzt. 
Warum wurden dann überdurchschnittlich 
viele Flüchtlinge anerkannt? Weil nach 
Bremen viele Eziden kamen. Über 1200 ver-
meintliche falsche Aufenthaltsbewilligun-
gen schreiben sich die Leitmedien die Fin-
ger wund. Später wurde bekannt: Es waren 
viel weniger. Was ist mit den über 100 000 
falschen Ablehnungen, die vor deutschen 
Gerichten kassiert werden?
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Widerstand gegen Abschiebeterror. Am 30. April organisierten sich Hunderte überwiegend 
afrikanische Flüchtlinge in der Sammelunterkunft Ellwangen, um die Abschiebung eines 
togolesischen Kameraden friedlich zu verhindern. Mit Erfolg. Tagelang tobte eine Hetzkam-
pagne über gewalttätige Migranten durch das Land. Komisch nur, dass nicht ein verletz-
ter Polizist vorgezeigt werden konnte. Am 3. Mai stürmte die Polizei mit Hundertschaften 
das Gebäude, versetzte die Bewohner in Angst und Schrecken. Es gab zahlreiche Verletzte. 
Die Ellwanger Flüchtlinge bemühten sich dann aktiv um Solidarität und Verbindungen zur 
örtlichen Bevölkerung, die den Polizeieinsatz zunehmend in Frage stellte. Woraufhin die 
baden-württembergische Landespolizei unter Wilfried Kretschmann in einer Nacht-und- 
Nebelaktion einen Sprecher der Flüchtlinge gewaltsam nach Italien verschleppte. Ellwanger 
Flüchtlinge und Ihre Freunde kämpfen für seine Rückkehr.

Bi
ld

: R
F

Die sogenannten „Antideutschen“ stellen ein willfähriges Fuß­
volk der imperialistischen israelischen und US-Propaganda dar. 
Die „Antideutschen“ sind keine Antifaschisten. Sie sind selbst 
rassistisch, nationalistisch und aggressiv antikommunistisch. 
Ein Projekt zur Spaltung und Zersetzung der rebellischen anti-
faschistischen Jugendbewegung. So organisierte eine Gruppe An-
tideutscher auf dem Vorbereitungstreffen des antifaschistischen 
Ratschlags in Thüringen am 20. 6. 2018 in Eisenach eine Zufalls-
mehrheit, um die MLPD auszuschließen. Niemand hat das Recht, 
den antifaschistischen Widerstand zu spalten und so den Faschis-
ten in die Hände zu spielen. Besonders nicht die sich als Antifa 
Südthüringen bezeichnenden Antideutschen, die so feige waren, 
sich nicht an Protesten gegen das Nazi-Konzert in Hildburghau-
sen 2016 zu beteiligen und gegen die Demonstration aufriefen.
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Warum greifen die Herrschenden zu 
neuen Herrschaftsmethoden: Reaktion 
nach innen und Aggression nach außen?

Polizeigewalt und Repression in Deutsch-
land werden von anderen Staaten noch 
übertroffen. Nach rechts gerückte Regie-
rungen, Diktaturen, Faschismus, faschis-
toide Präsidenten – in vielen Ländern.  
Was ist da los?

Allgemeine Krise des Kapitalismus
Der Kapitalismus steckt in einer allge-
meinen tiefen Krise, seitdem 1917 zum 
ersten Mal mit der Oktoberrevolution in 
Russland der Sozialismus erkämpft wur-
de. Diese hat in der Weltwirtschafts- und 
Finanzkrise ab 2008 eine neue Stufe 
erreicht. Die bislang größte, tiefste und 
längste Krise des Weltkapitalismus zeigte 
auf, wie labil das scheinbar so mächtige 
System ist. 20 Staaten mussten alle ver-
fügbaren Mittel (und mehr) aufwenden, 
um den Kollaps des Finanzsystems zu 

verhindern. Hauptmotiv war, Aufstände 
und Revolutionen zu verhindern.

Die Folgen der Krise: Während sich die 
„alten“ Imperialisten (G7) außer Deutsch-
land kaum von der Krise erholt haben, 
sind durch Übernahmen, Fusionen, Kapi-
talexport und den Ausbau staatsmonopo-
listischer Strukturen neue Imperialisten 
entstanden oder im Werden begriffen: 
China, Indien, Brasilien, Türkei, Südkorea 
und andere. Aber auch ihr investiertes Ka-
pital wächst schneller als die Märkte und 
der Absatz, sodass im Konkurrenzkampf 
die Profitrate tendenziell sinkt. Andere, 
alte imperialistische Länder wie die USA 
fallen im Konkurrenzkampf zurück. Die 
Konkurrenz und kriegerische Handlungen 
nehmen zu! Der Imperialismus ist von all-
gemeiner Krisenhaftigheit befallen: Um-
weltkrise, Vertrauenskrise, Parteienkrisen 
usw. Damit einhergehend sind Millionen 
Menschen herausgefordert, steigt das Po-
tenzial für revolutionäre Krisen, Erhebun-
gen und Aufstände.

Weltgefüge im Wanken
Mit der Entstehung von mindestens 14 
neuimperialistischen Ländern seit den 
1990er-Jahren ist das ganze seit dem II. 
Weltkrieg entstandene imperialistische 
Gefüge ins Wanken geraten. Der Syrien-
krieg zeigt die erbitterte Konkurrenz von 
USA, EU, Deutschland, Russland, Israel, 
Türkei, Saudi-Arabien, Katar, VAE, Iran 
bis China um Macht und Einfluss. KriegsImperialismus bedeut Krisen und Krieg
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herde wie in der Ukraine, der korea
nischen Halbinsel und dem südchinesi-
schen Meer bergen Weltkriegsgefahr.

Gabi Fechtner: „Die 
allgemeine Tendenz der 
imperialistischen Kriegs-
vorbereitung wird sich 
weiter ausbreiten, auch 
wenn Trump oder Putin 
in Syrien aktuell nicht bis 
zum Äußersten gehen. 
Für diese Tendenz ste-
hen der Handelskrieg, 
Rechtsruck der Regie-

rungen, chauvinistische Hetze, Aufpäp-
pelung völkisch-nationalistischer Grup- 
pierungen wie der AfD. Sie sollen eine allge-
meine aufgeheizte Stimmung mit Feindbil-
dern usw. erzeugen, die für eine imperialis-
tische  Kriegsvorbereitung grundlegend ist.“ 
(Erklärung des Zentralkomitees der MLPD 
vom 12. 4. 2018).

Fortschrittlicher Stimmungsumschwung
In 2015/2016 wurden in Deutschland 
neun Millionen Menschen in der Flücht-
lingssolidarität aktiv. Die Empörung über 
den menschenverachtenden Umgang mit 
Flüchtlingen, die zu Tausenden im Mit-
telmeer ertranken, brachte die Bundes
regierung, die EU-Flüchtlingspolitik und 
Merkels Regierungsmethode der klein-
bürgerlichen Denkweise in eine offene 
Krise. Eine Welle gewerkschaftlicher 
Streiks erfasste 2015 das Land. In den 

Gabi Fechtner, 
Vorsitzende der 
MLPD

Begreifen! Was ist Imperialismus?

In seiner 1916 erarbeiteten Imperia-
lismus-Analyse stellt Lenin fest, dass 
eine neue Epoche in der Entwicklung 
des Kapitalismus begonnen hatte: 
der Übergang vom Kapitalismus 
der freien Konkurrenz zum mono-
polkapitalistischen Imperialismus. 
Lenin verallgemeinert in seinem 
berühmten Werk „Der Imperia-
lismus als höchstes Stadium des 
Kapitalismus“: „Würde eine möglichst 
kurze Definition des Imperialismus 
verlangt, so müßte man sagen, daß der 
Imperialismus das monopolistische 
Stadium des Kapitalismus ist.“ Lenin 
versteht unter Monopol sowohl das 
Finanzkapital als „Bankkapital einiger 
weniger monopolistischer Großbanken, 
das mit dem Kapital monopolistischer 
Industriellenverbände verschmolzen 
ist“ als auch „die Aufteilung der Welt … 
zu einer Kolonialpolitik der monopolis-
tischen Beherrschung des Territoriums 
der restlos aufgeteilten Erde.“ Impe-
rialistische Länder sind also solche, 
deren Wirtschaft von Monopolen 
bestimmt wird, in denen die Mono-
pole sich den Staat mehr und mehr 
untergeordnet haben und die nach 
Beherrschung anderer Territorien 
und Länder trachten. Kennzeichnend 
für diesen „neuesten Kapitalismus“ 
wurde der Export von Kapital. Das 
ist die entscheidende ökonomische 
Grundlage, auf der der Imperialismus 
andere Länder ausbeutet und unter-
drückt. Im Kapitalismus der freien 
Konkurrenz ging es noch haupt-
sächlich um den Export von Waren.  
(Auszug aus „Über die Herausbildung 
der neuimperialistischen Länder“, 
Seite 8–10)
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Streiks im Erziehungswesen erwachte ein 
kämpferisches Frauenbewusstsein mit 
circa zwei Millionen Beteiligten. Dagegen 
wurde eine nationalistisch-rassistische 
Stimmung und die AfD gefördert. Der 
Bundestagswalkampf 2017 überlagerte 
den eingeleiteten Stimmungsumschwung 
zeitweise; seitdem hat er sich belebt und 
weiterentwickelt.  Anfang 2018 entfaltete 
sich ein deutlicher Aufschwung gewerk-
schaftlicher Streiks: hohe Streikbeteili-
gung in der Metallindustrie, im Gesund-
heitswesen, erstmals seit 2004 wieder 
bei den Zeitungsredaktionen. Bei Amazon 
werden länderübergreifend „synchro-
nisierte“ Streiks in Deutschland, Italien 
und Spanien vorbereitet. Auch die Betei-
ligung an internationalen Solidaritäts-
aktivitäten, den Ostermärschen, anderen 
Volkskämpfen stieg an. Und: vor allem 
die Jugend kämpft gegen Faschisten und 
Ultrareaktionäre.

Gesellschaftliche Polarisierung
AfD, Teile der Medien und mehr und mehr 
andere Parteien (bis hinein in Teile der 
Partei „Die Linke“ um Sarah Wagenknecht) 

projizieren alle negativen Eigenschaften, 
die die Menschen zu Recht ablehnen, auf 
Flüchtlinge. Sexismus und Frauenfeind-
lichkeit, Verbrechen und Missbrauch von 
Sozialleistungen, der medial aufbereite-
te Einzelfall eines Flüchtlings bestimmt 
das veröffentlichte Bild. Das ist Rassis-
mus! Die Hitler-Faschisten lenkten allen 
Unmut auf „den Juden“, der für alle Übel 
verantwortlich sein sollte, um von der 
Klassengesellschaft abzulenken. Doch 
als erstes wurden die Kommunisten und 
dann die Gewerkschafter und Sozialde-
mokraten in die KZs gebracht. Die KPD 
hatte im Wahlkampf 1932 davor gewarnt: 
„Hitler bedeutet Krieg“. Daraus müssen 
Lehren gezogen werden.  

Mit der Demagogie gegen Flüchtlinge 
wird auch ein Denkmuster vermittelt, als 
ob Flüchtlingshelfer und „Linke“ Krimina-
lität in Schutz nehmen, als ob Ultrareak
tionäre und Faschisten sich für die Inter-
essen der „kleinen Leute aus Deutschland“ 
einsetzten. Das Problem steigender Mie- 
ten, fehlenden Wohnraums, sinken-
der Reallöhne,  Renten und einer völ
lig gescheiterten Hartz-IV-Politik ha-
ben aber mitnichten irgendwelche 
Migranten verursacht. Das waren CDU/ 
CSU/SPD/FDP und Grüne im Interesse der 
großen Konzerne schon selber.  Immer um-
fassender wird die Diktatur der Monopole 
ausgebaut, die die Profiteure sind. Selbst 
Krankenhäuser oder Wohnungsvermieter 
sind heute Teil internationaler Konzerne, 
die voll auf Maximalprofite ausgerichtet 
sind. Und die AfD ist die letzte, die das 
zugunsten der arbeitenden Menschen än- 
dern würde. Sie fordert sogar Sanktionen 
bei Hartz IV. Auf ihrem Parteitag am 30. 

Für ihre 41 Sitzungen hat die 
ENF-Fraktion aus faschistoiden Par-
teien im Europaparlament allein 234 
Flaschen Champagner abgerechnet, 
jede für 81 Euro. Menüs wurden mit 
400 Euros pro Person abgerechnet. 
Dazu großzügig Weihnachtsge-
schenke an Mitarbeiter verteilt. Für 
die Ausgaben der Fraktion fehlen 
nachprüfbare Bezüge.  

Die „Saubermänner“ von AfD und  
Konsorten – gegen das Etablishment?
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Faschismus ist offener Terror gegen 
die Masse der Bevölkerung. Faschis-
mus ist gleichzeitig immer noch Im-
perialismus. Das Finanzkapital greift 
zum Faschismus, wenn anders der 
Kapitalismus nicht mehr zu erhalten 
ist. Der Begriff „Nationalsozialismus“ 
der Hitler-Faschisten sollte das 
verschleiern – es ist kein bisschen 
Sozialismus darin enthalten. 
Die Faschisierung des Staatsapparats 
bezeichnet Maßnahmen, welche die 
gewaltsame Unterdrückung durch 
Polizei, Justiz und Militär ausweiten, 
aber die bürgerlich-demokratische 
Herrschaftsform beibehalten. Als 
faschistoid bezeichnet man Worte 
und Taten, die dem Faschismus 
ähneln und ihn vorbereiten: z.B. auf 
Flüchtlinge zu schießen, rassisti-
sche Demagogie, Völkerhetze zur 
Kriegsvorbereitung, Methoden der 
Unterdrückung, die für den Faschis-
mus üblich sind. 

Begreifen! Was ist Faschismus?

Mit ultrarechten/faschistoiden/faschisti-
schen Diktatoren geht der Kurs der Welt-
politik auf Konfrontation: Kriegsdrohungen, 
-vorbereitungen und Krieg; Provokation 
statt Protokoll, Twitter statt Diplomatie.

Juni nahm sie Kurs auf die vollständige 
Abschaffung der Rentenversicherung.

Die neuen Polizeigesetze und die ver-
stärkte Unterdrückung sind das Einge-
ständnis, dass Regierung und Monopole 
mit den Mitteln des Betrug und der Ma-
nipulation über ihre Medienmacht immer 
weniger die Massen zufriedenstellen 
können. Bei einer neuen Weltwirtschafts
krise oder in der unmittelbaren Vorbe-
reitung eines Weltkriegs wird die Suche 
nach einer gesellschaftlichen Alternative 
jenseits des Kapitalismus und die Offen-
heit für den echten Sozialismus schnell 
anwachsen.

Wegbereiter des Faschismus
Die AfD wurde aufgepäppelt, in den Me-
dien hofiert und zur Protestpartei hoch-
stilisiert. Sie ist zum Stichwortgeber der 
Rechtsentwicklung der Bundesregie-
rung geworden. Scheinheilig werden die 
AfD-Forderungen öffentlich abgelehnt, 
um sie dann Schritt für Schritt in der 
Politik der Bundesregierung einzufüh-
ren: Abschottung der EU-Außengrenzen, 
Grenzkontrollen, Abschiebungen nach 
Afghanistan usw.  Der deutsche Kulturrat 
stellt fest: „Mehr als 100 Talkshows im Ers-
ten und im ZDF haben uns seit 2015 über 
Themen Flüchtlinge und Islam informiert 
und dabei geholfen, die AfD bundestags-
fähig zu machen.“ (www.zeit.de 7. 6. 18). 
Zugleich verstärkt sich der demokra-
tische und antifaschistische Protest 
gegen die AfD. 70 000 überwiegend junge 
Menschen demonstrierten im Juni in Ber-
lin gegen die AfD.
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Sehnsucht nach Demokratie  
und Freiheit

Seit 2011 stürzten die Völker des Nahen 
Ostens und Nordafrikas serienweise ihre 
Diktatoren.

Faschistische und faschistoide Präsi-
denten wie Trump und Erdoğan rufen in 
ihrer Heimat und weltweit Massenbe-
wegungen von Protest und Widerstand 
hervor.

Weltweit mit 68,5 Millionen Menschen 
haben so viele ihre Heimat verlassen wie 
seit dem II. Weltkrieg nicht, um einen 
Platz zu finden, wo sie in Würde leben 
können.

Wo in Deutschland die Pläne für Poli
zeigesetze bekannt werden, formieren 
sich breite gesellschaftliche Bündnisse, 
diese zu bekämpfen.

Auch im Alltag: Nichts ist so verhasst 
wie Schikane durch Vorgesetzte, Lehrer 
oder Professoren, Mobbing am Arbeits-
platz oder Polizei- und Behördenwillkür.

Aller Hetze zum Trotz streben weltweit 
Millionen nach den kommunistischen 
Idealen von Marx und Engels – auch 170 

Jahre nach dem „Mani-
fest der Kommunisti-
schen Partei“.

In der ver.di-Zeit-
schrift Publik wur-
den junge Gewerk-
schafter gefragt, was 
Marx für sie bedeutet: 
„Mittlerweile empfehle 
ich Kolleg/innen …, dass 
sie Marx lesen sollen. Sie 
sehen bei betrieblichen 
Fragen häufig den Kon-
text nicht. Ich meine den 

generellen Interessengegensatz zwischen 
Kapital und Arbeit. … Meine Beschäftigung 
mit Marx hat dazu geführt, dass ich ein 
Klassenbewusstsein habe.“ (Taro, 25 Jahre, 
Fluggerätemechaniker)

Der Sehnsucht nach Freiheit  und 
Demokratie steht ein imperialistisches 
Weltsystem gegenüber, dessen Regie-
rungen zunehmend darauf setzen, reak-
tionäre, chauvinistische, nationalistische 
Stimmungen zu schüren. So wollen sie 
zuerst für Flüchtlinge und Migranten, 
später für alle Arbeiter, Angestellten und 
die breite Masse demokratische Rechte 
einschränken und abbauen. So wollen sie 
einschüchtern und spalten.

Wie kann eine überlegene Kraft  
entstehen?
Drei Vorschläge der MLPD
1. Im Kampf gegen die Polizeiaufga-
bengesetze ist ein breites Bündnis aller 
demokratischen Kräfte auf antifaschis-
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tischer Grundlage notwendig. Gleichbe-
rechtigt, auf Augenhöhe. Ohne antikom-
munistische und andere Ausgrenzungen. 
Wer für demokratische Rechte kämpfen 
will, muss selbst demokratisch agieren 
auf antifaschistischer Grundlage.

Wir fordern:
•  �Weg mit den neuen Polizeigesetzen!
•  �Uneingeschränktes Asylrecht für alle 

politisch Verfolgten!
•  �Für den Schutz aller Flüchtlinge und 

die Anerkennung ihrer Rechte in einer 
internationalen Konvention!

•  �Auflösung der NATO, der Interven-
tionseinheiten von EU und Bundes-
wehr!

•  �Keine deutschen Truppen ins Ausland!
•  �Kampf der Militarisierung von Staat 

und Gesellschaft!
•  �Kampf jeglicher Form von Völkerhet-

ze, Rassismus und Antikommunismus! 
•  ��Für Frieden und Völkerfreundschaft!

Das Programm der MLPD  
nimmt Stellung:

„Kampf um demokratische Rechte und 
Freiheiten 
Die Faschisierung des Staatsapparats und 
der Abbau bürgerlich-demokratischer 
Rechte und Freiheiten sind Ausdruck der 
Diktatur der Monopole. Aufgrund der An-
fälligkeit der internationalen Produktion 
und aus Angst vor der internationalen 
Revolution wird der Ausbau des Gewalt
apparats auf internationaler Ebene unter 
dem Vorwand des „Kampfs gegen den Ter-

rorismus“ forciert. Der Abbau von Persön-
lichkeitsrechten geschieht in Wirklichkeit 
aus Angst vor der organisierten Arbeiter-
bewegung und vor den Volkskämpfen.
•  �Verteidigung und Erweiterung der 

bürgerlich-demokratischen Rechte 
und Freiheiten!

Das Internationalistische Bündnis

Die MLPD tritt dafür ein, im Kampf 
gegen die Polizeigesetze, das 
Internationalistische Bündnis zu 
stärken. Schon im Oktober 2016 
sahen zahlreiche Organisationen 
den Rechtsruck der Herrschenden 
und starteten die Initiative zu einem 
breiten überparteilichen Zusammen-
schluss. Bisher 21 000 Unterstützer 
und 25 Organisationen stehen unter 
dem Slogan „konsequent antifaschis-
tisch-internationalistisch-klassen-
kämpferisch-ökologisch-revolutionär“ 
für eine gesellschaftsverändernde 
Bewegung für eine Welt ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung. 
Jede fortschrittliche Organisation, 
die gegen die Rechtsenwicklung 
kämpfen will, gehört da rein. Dazu 
gilt es auch, bisherige Berührungs-
ängste und gegenseitige Vorbehalte 
zu überwinden!

Internationalistisches
Bündnis



Seite 32

•  �Aufhebung der Notstands- und Ergän-
zungsgesetze!

•  �Weg mit dem § 129a/b StGB! Weg mit 
den Verboten bzw. der strafrechtli-
chen Verfolgung revolutionärer Orga-
nisationen und Parteien!

•  �Für wirksamen Datenschutz! Abschaf-
fung der Vorratsdatenspeicherung!

•  �Kampf der Korruption und der Behör-
denwillkür!

•  �Kampf der Bürgerkriegsvorbereitung, 
der Bespitzelung und dem Polizeiter-
ror!

•  �Verbot aller Zensurmaßnahmen ge-
gen Demokraten, Antifaschisten und 
Marxisten-Leninisten!“

2. MLPD und REBELL unterstützen von 
ganzem Herzen die Idee der ICOR1 für 
eine weltweite antiimperialistische und 
antifaschistische Einheitsfront. Aufrüs-
tung und Kriegsvorbereitung – Unterdrü-
ckung und Diktatur sind zwei Seiten einer 
Medaille. Wenn die Völker der Welt neue 
Kriege und einen III. Weltkrieg verhin-
dern wollen, müssen sie gemeinsam ge-
gen alle Imperialisten und Kriegstreiber 

kämpfen. Das steht auch am Antikriegs-
tag 2018 im Zentrum.

MLPD und ICOR 
Die ICOR ist die Internationale Koordinie-
rung von inzwischen 51 revolutionären 
Parteien und Organisationen. Sie arbeiten 
praktisch zusammen und unterstützen 
sich gegenseitig im Klassenkampf und 
Parteiaufbau. Viele dieser Organisationen 
werden in ihren Ländern von reaktionä-
ren Regierungen verfolgt und unterdrückt 
bis hin zu gezielten Tötungen. 

3. Da im Kapitalismus die Freiheit von 
über 99 Prozent da aufhört, wo das Pro-
fit- und Machtinteresse von weniger als 
1 Prozent anfängt, ist eine gesellschaft-
liche Perspektive unverzichtbar.

Der Kommunismus, „eine Assoziation, 
worin die freie Entwicklung eines jeden die 
Bedingung für die freie Entwicklung aller 
ist“, wie es das „Manifest der Kommunisti-
schen Partei“ von Karl Marx und Friedrich 

1 �Internationale Koordienierung Revolutionärer 
Parteien und Organisationen 
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Engels 1848 formuliert hat, fällt nicht 
vom Himmel.

„.erst durch den Sturz der kapitalisti-
schen Herrschaft und den Aufbau der so-
zialistischen Gesellschaftsordnung werden 
alle Formen der Ausbeutung und Unterdrü-
ckung der werktätigen Massen abgeschafft.“ 
Die Arbeiterklasse muss die Staatsmacht 
erobern und die Diktatur des Proletariats 
errichten: 
•  �um die Produktionsmittel in gemein-

sames Eigentum des gesamten werk-
tätigen Volkes zu überführen,

•  �die Produktionsweise umzuwälzen
•  �und die Leitlinie der Einheit von 

Mensch und Natur im internationalen 
Maßstab zu verwirklichten.

„Diktatur des Proletariats“ heißt: brei-
teste Demokratie für die Massen, Un-
terdrückung des Widerstands von Ka-
pitalisten, Übergang von immer mehr 
Staats- und Verwaltungsaufgaben auf 
die Masse der Bevölkerung und System 
der Selbstkontrolle über die Denk-, Ar-
beits- und Lebensweise der verantwort-
lichen Leiter/innen in Staat, Wirtschaft 
und Partei. Das ist nötig, um den Verrat 
am Sozialismus zu verhindern, wie er in 
allen ehemals sozialistischen Ländern 
stattgefunden hat. In Russland und China 
wurde nicht nur der Kapitalismus wieder 
eingeführt, sondern heute sogar ein im-
perialistisches System entwickelt.

Was ist heute Freiheit?
Banken und Versicherungen, Autokon-
zerne und Konsumartikelhersteller ver-
mitteln das Bild, die größte Freiheit des 
Menschen bestünde im Kauf ihrer Pro-
dukte – und nach mir die Sintflut.
Die herrschenden internationalen Mono-
polkonzerne haben die Freiheit 
•  die Arbeiterklasse auszubeuten
•  �unsere Lebensgrundlagen zu zerstören
•  �in Milliardenhöhe Steuern zu hinterzie-

hen und Staatsgelder zu kassieren
•  �mit Waffenexporten an Reaktionäre 
Maximalprofite zu verdienen 

•  �unliebsame, kritische oder gar revo-
lutionäre Arbeiter und Angestellte zu 
unterdrücken, zu mobben, zu diskrimi-
nieren, in manchen Ländern auch, sie in 
Gefängnisse zu sperren oder ermorden 
zu lassen.

Wer sich dagegen die Freiheit nimmt, 
für den Weg zum Kommunismus, für den 
echten Sozialismus, organisiert zu kämp-
fen, wird dafür oft bekämpft, verleumdet, 
belächelt.  

Aber die Organisiertheit in diesem 
Kampf gibt Perspektive, Rückgrat, Mut, 
Sicherheit und Selbstvertrauen – werdet 
Mitglied in der MLPD (ab 16) oder im RE-
BELL!



Schreib uns!
Name:

Vorname:

PLZ/Ort:

Straße:

Mitglied in der 
MLPD werden!

Mitglied im 
Jugendverband 
REBELL werden!

zu Veranstaltun-
gen eingeladen 
werden

ein persönliches 
Gespräch

Dauerspender/in 
zur Stärkung der 
MLPD werden

das Programm 
der MLPD (2,00€)

die Organisati-
onspolitischen 
Grundsätze
sätze (1,80€)

ein Probeabo 
der "Roten 
Fahne“ (2 Aus-
gaben frei, 
endet von selbst

Ja, ich will... :) Nein, aber... Vielleicht, ich möchte... 

Ausfüllen und im 
Umschlag senden an: 

Zentralkomitee der MLPD, 
Schmalhorststr. 1c, 45899 

Gelsenkirchen

Bankverbindung
Spendenkonto: 
Kto-Nr. 210 333 100 | BLZ 
360 700 24 
IBAN: DE66 3607 0024 
0210 3331 00 | BIC: 
DEUTDEDBESS

Die MLPD lädt herzlich ein zu zahlreichen 
Veranstaltungen im ganzen Bundesge-
biet. Infos und örtliche Kontaktadressen 
in allen Bundesländern auf www.mlpd.de

Großveranstaltung  
„100 Jahre Novemberrevolution“  
in Berlin, Samstag, 12. Januar 2019

Demonstration zu Ehren von  
Lenin, Liebknecht, Luxemburg 
Sonntag, 13. Januar 2019

literatur zum thema

Willi Dickhut 
So war’s damals 
563 Seiten

Taschenbuch: 14,00 € 
ISBN: 978-3-88021-042-4

Willi Dickhut 
Was geschah danach? 
518 Seiten

Taschenbuch: 15,50 € 
ISBN: 978-3-88021-205-3

Morgenröte der  
internationalen  
sozialistischen Revolution
620 Seiten
Hardcover: 28,00 € 
ISBN: 978-3-88021-380-7
Taschenbuch: 14,80 € 
ISBN: 978-3-88021-391-3
E-Book: 11,99 € 
ISBN: 978-3-88021-418-7

Programm der MLPD 
160 Seiten

Taschenbuch: 1,00 € 
ISBN: 978-3-88021-445-3

E-Book: 0,49 € 
ISBN: 978-3-88021-467-5

Über die  
Herausbildung der  
neuimperialistischen 
Länder
81 Seiten
Broschüre: 3,00 € 
ISBN: 978-3-88021-460-6
E-Book: 2,49 € 
ISBN: 978-3-88021-462-0

Proletarischer  
Widerstand gegen 
Faschismus und Krieg 
796 Seiten

Taschenbuch: 25,50 € 
ISBN: 978-3-88021-156-8

Bestellen unter www.people-to-people.de
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Zentralkomitee der MLPD
Schmalhorststraße 1c 
45899 Gelsenkirchen 
Telefon 0209 951940
Info@mlpd.de 
www.mlpd.info

Jugendverband REBELL
Schmalhorststraße 1c 
45899 Gelsenkirchen 
Telefon 0209 9552448
geschaeftsstelle@rebell.info 
www.rebell.info

V.i.S.d.P.: Dieter Grünwald, Aldiekstr. 4, 45968 Gladbeck


